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In einer Entschliessung zum Referat Milhaud wurde festgestellt, dass die
Weltkrise durch Arbeitsbeschaffung, Arbeitszeitverkürzung und Erhaltung der
Kaufkraft der werktätigen Bevölkerung wesentlich gemildert werden könnte.
Nach Anhörung des Referats Bratschi beschloss die Abgeordnetenversammlung
einstimmig die Unterstützung der Initiative zur Bekämpfung
der wirtschaftlichen Krise und Not. In einer weiteren Entschliessung

wurde gegen die Praxis der Verwaltung in bezug auf die Beförderungen
Stellung genommen und die Verbandsleitung beauftragt, die Interessen der in
den Vorrückungsmöglichkeiten gefährdeten Altersklassen weiterhin zu
verfechten.

Arbeitsrecht.
Unfallversicherung.

Von der Versicherung der Nichtbetriebsunfälle ausgeschlossene Gefahren.
Der Verwaltungsrat der Schweizerischen Unfallversicherungsanstalt hat am

29. November 1933, mit Wirkung auf den 1. April 1934 auf das Verzeichnis der
von der Versicherung der Nichtbetriebsunfälle ausgeschlossenen aussergewöhnlichen

Gefahren und Wagnisse folgende neue Ziffer I. 2 aufgenommen:
« Das Segelfliegen und andere motorlose Luftfahrten». Dieses Verzeichnis

lautet demgemäss ab 1. April 1934 wie folgt:
A.

Von der obligatorischen Versicherung der Nichtbetriebsunfälle sind,
gestützt auf Art. 67, Abs. 3, des Bundesgesetzes über die Kranken- und
Unfallversicherung, vom 13. Juni 1911, ausgeschlossen:

I. Folgende aussergewöhnliche Gefahren:
1. Die Benützung eines nicht dem öffentlichen Verkehr dienenden

Kraftfahrzeuges, sei es als Führer oder Mitfahrer.
2. Das Segelfliegen und andere motorlose Luftfahrten.
3. der ausländische Militärdienst.
4. Die Beteiligung an Raufereien und Schlägereien zwischen zwei oder

mehr Personen, es sei denn nachgewiesen, dass der Versicherte, ohne vorher
am Streite beteiligt gewesen zu sein, selber durch die am Streite Beteiligten
angegriffen oder bei Hilfeleistung verletzt worden ist.

5. Die Gefahren, denen sich der Versicherte dadurch aussetzt, dass er
andere stark provoziert.

6. Widersetzlichkeit gegenüber den mit der Aufrechterhaltung der öffentlichen

Ordnung betrauten Organen. Die Teilnahme und die beabsichtigte
Anwesenheit bei Unruhen oder an Versammlungen, die von der zuständigen
Behörde verboten worden sind.

7. Vergehenshandlungen.

II. Die Wagnisse:
Als solche gelten Handlungen, durch die sich ein Versicherter wissentlich

einer besonders grossen Gefahr aussetzt, welche durch die Handlung selbst, die
Art ihrer Ausführung oder die Umstände, unter denen sie ausgeführt wird,
gegeben sein oder in der Persönlichkeit des Versicherten liegen kann.

B.
Handlungen der Hingebung und Rettungshandlungen zugunsten von

Personen sind auch dann versichert, wenn sie an sich unter Lit. A, Ziffer I, 1, und
II fallen.-
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